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Sehr geehrter Herr Rau, 

der Beschlussempfehlung und dem Bericht des Ausschusses für Gesundheit 

(14. Ausschuss) vom 18. Mai 2022 (Drucksache 20/1909) sowie dem Bericht 

des Haushaltsausschusses (8. Ausschuss) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 

(Drucksache 20/1910) entnehmen wir, dass – entgegen dem Gesetzesentwurf 

vom 5. April 2022 (Drucksache 20/1331) – nun beabsichtigt ist, eine Anpassung 

des Stichtags für die Bestätigung durch den Jahresabschlussprüfer zum Pflege-

budget umzusetzen. Es befinden sich im Gesetzesentwurf nun wesentliche Än-

derungen in § 6a Abs. 3 Krankenhausentgeltgesetz, die den Wirtschaftsprüfer 

unmittelbar betreffen. 

Im Bericht des Ausschusses für Gesundheit heißt es dazu:  

„Derzeit haben die Krankenhausträger den anderen Vertragsparteien nach § 11 Absatz 

1 und dem InEK eine Bestätigung des Jahresabschlussprüfers bis zum 30. September 

für das vorangegangene Vereinbarungsjahr vorzulegen. Sofern für das Krankenhaus bis 

zum 30. September noch kein Pflegebudget für das vorangegangene Vereinbarungsjahr 

vereinbart wurde, sieht die Vereinbarung nach § 9 Absatz 1 Nummer 8 derzeit vor, dass 

die Bestätigung des Jahresabschlussprüfers erst nach dem Abschluss der Vereinbarung 

vorzulegen ist. In diesen Fällen kommt es zu einem deutlichen zeitlichen Verzug bei der 

Übermittlung der Bestätigungen der Jahresabschlussprüfer, so dass diese Bestätigun-
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gen für die jährliche Weiterentwicklung des DRG-Vergütungssystems nicht genutzt wer-

den können. Auch die derzeit dem InEK bis zum 30. September vorzulegenden Bestäti-

gungen bei bereits vereinbartem Pflegebudget können für die jährliche Weiterentwick-

lung des DRG-Vergütungssystems nicht genutzt werden, da die Weiterentwicklung des 

DRG-Vergütungssystems durch das InEK schwerpunktmäßig im zweiten und dritten 

Quartal eines Jahres für das Folgejahr erfolgt. Es wird daher vorgesehen, dass der 

Krankenhausträger die Bestätigung des Jahresabschlussprüfers für das vorangegan-

gene Kalenderjahr den anderen Vertragsparteien nach § 11 Absatz 1 und dem InEK 

künftig bis zum 1. Juni eines Jahres, soweit für das Jahr 2020 oder für das Jahr 2021 

noch nicht vorliegend bis zum 31. Juli 2022, unabhängig vom Vorhandensein eines 

vereinbarten oder von der Schiedsstelle nach § 13 Absatz 1 festgesetzten Pflegebud-

gets vorzulegen hat. […] Liegt bis zum 31. März eine abgeschlossene Vereinbarung 

über das Pflegebudget oder ein von der Schiedsstelle nach § 13 Absatz 1 festgesetztes 

Pflegebudget für das vorangegangene Kalenderjahr vor, hat der Krankenhausträger 

auch die Bestätigung über die Überprüfung der zweckentsprechenden Verwendung der 

Mittel für das Pflegebudget vorzulegen.“ 

„Für die Fälle, in denen bis zum 31. März noch kein Pflegebudget für das vorangegan-

gene Kalenderjahr vereinbart oder noch nicht von der Schiedsstelle nach § 13 Absatz 1 

festgesetzt wurde, hat der Krankenhausträger nach Satz 8 den anderen Vertragspar-

teien nach § 11 Absatz 1 und dem InEK künftig innerhalb von acht Wochen nach 

Abschluss der Vereinbarung oder Festsetzung durch die Schiedsstelle eine ge-

sonderte Bestätigung des Jahresabschlussprüfers über die Überprüfung der zweckent-

sprechenden Verwendung der Mittel im Sinne des Absatzes 1 Satz 3 vorzulegen. Die 

Achtwochenfrist nach Abschluss der Vereinbarung oder Festsetzung durch die Schieds-

stelle gilt auch für die Pflegebudgets für die Jahre 2020 oder 2021, die nach Inkrafttre-

ten der Regelung vereinbart oder festgesetzt werden. Für Pflegebudgets für die Jahre 

2020 oder 2021, die zwischen dem 31. März 2022 und dem Inkrafttreten der Regelung 

vereinbart oder festgesetzt wurden, hat der Krankenhausträger innerhalb von acht Wo-

chen nach Inkrafttreten der Regelung eine gesonderte Bestätigung des Jahresab-

schlussprüfers über die zweckentsprechende Verwendung der Mittel im Sinne des Ab-

satzes 1 Satz 3 für das Vereinbarungsjahr vorzulegen.  

Sehr geehrter Herr Rau, wie Sie sehen, betreffen uns diese wesentlichen Ände-

rungen des Krankenhausentgeltgesetzes insbesondere hinsichtlich der zeitli-

chen Umsetzung sehr. Leider haben wir nicht die Möglichkeit erhalten, diese 

Änderungen vorab zu kommentieren, sonst wären wir dem sehr gerne nachge-

kommen, da sie direkt und nicht unwesentlich in unsere Arbeitsabläufe eingrei-

fen sowie – insbesondere vor dem Hintergrund des Zeitfaktors – als kaum um-

setzbar erscheinen. 
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Wir bitten daher um die Beibehaltung der jetzigen Frist für die Abgabe der Tes-

tate für das Pflegebudget 2021 zum 30. September 2022. Diese Frist sollte 

auch für alle noch ausstehenden Testate 2020 gelten.  

Selbstverständlich stehen wir Ihnen für Rückfragen zu dieser wesentlichen An-

gelegenheit – wie zu allen Themen rund um Prüfung, Pflege oder Krankenhaus-

finanzierung – jederzeit gerne zur Verfügung. 

Mit freundlichen Grüßen 

Dr. Kelm  Lewalter-Düssel, WPin StBin

 Fachreferentin 


